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RS OGH 1996/5/14 4Ob2103/96k
 JUSLINE Entscheidung

 Veröffentlicht am 14.05.1996

Norm

ZPO §226 IIB13

ZPO §226 IV

JN §1 BIa

JN §1 CIII

JN §42 Aa

JN §42 Af

KirchenbeitragsG allg

KirchenbeitragsG §3 Abs1

Rechtssatz

Das Begehren, die Beklagte habe es zu unterlassen, die Erfüllung religiöser P9ichten, insbesondere die Zahlung der

nach der KBO festgesetzten Beiträge, durch die Inanspruchnahme staatlichen Zwanges durchzusetzen; in eventu

festzustellen, daß die Beklagte zu solchen Maßnahmen nicht berechtigt sei, zielt darauf ab, der Beklagten das Recht

auf Klageführung und Exekutionsführung (und auch auf jede sonstige Inanspruchnahme behördlicher Maßnahmen)

abzusprechen. Darauf hat aber der Kläger jedenfalls keinen privatrechtlichen Anspruch.
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